
SPD-Landesverband Niedersachsen

Landesparteitag 29. Mai 2021

Antrag 9/I/2021

SPD-KV Grafschaft Bentheim und SPD-BezirkWeser-Ems

Der Landesparteitag möge beschließen:

Kommunalwahlrecht für Nicht-EU-Bürger/innen

Wir fordern die Landesregierung auf, sich verstärkt dafür einzusetzen, dass das Kommunalwahlrecht auf1

Nicht-EU-Bürger/innen ausgeweitet wird. Es ist ein demokratischer Akt der Teilhabe, Menschen, die ihren2

festenWohnsitz, häufig schon seit Jahren in inländischenGemeindenund Städtenhabenoder hier geboren3

undaufgewachsen sind, auchdieTeilnahmeankommunalen Entscheidungen zuermöglichen.DieKommu-4

nen sind unbestritten die politische Ebene, die am unmittelbarsten die Daseinsvorsorge ihrer Bevölkerung5

beeinflusst.6

 7

Begründung8

Viele, insbesondere türkischstämmige Ausländer/innen leben seit vielen Jahren, teilweise seit Generatio-9

nen inDeutschland. Sie arbeiten hier und zahlen Steuern, nehmen amörtlichen Leben in Parteien, Vereinen10

und vielen anderen Zusammenhängen teil.11

Kinder gehen hier zur Schule, machen eine Ausbildung oder studieren und sind als gut ausgebildete Fach-12

leute in vielen Berufen tätig.13

Diese Entwicklung wird immer selbstverständlicher. Viele Jugendliche z.B. der dritten Generation haben14

immer weniger direkten Bezug zumHeimatland ihrer Eltern und Großeltern. Sie leben in Deutschland und15

sehen hier ihre Zukunft und die ihrer Kinder.16

Siewollenhier auchpolitischmitbestimmenkönnen,wasbislangnurüberdieDeutscheStaatsbürgerschaft17

möglich ist. In vielen anderen Ländern ist derWohnsitz entscheidend; z.B. bei unserenNachbarn, in Belgien,18

den Niederlanden und in den baltischen Staaten.19

Inmanchen, z.B. Frankreich, auchdieDauerdesAufenthaltes. Es gibt vieleMöglichkeitenderAusgestaltung,20

aber entscheidend ist das Recht auf politische Teilhabe, mitgestalten zu können und nicht nur geduldet zu21

sein.22
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Empfehlung der Antragskommission

Annahme
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